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Terminbericht Nr. 28/12 (zur Terminvorschau Nr. 28/12) 

(...)  

Bundessozialgericht - B 4 AS 159/11 R - 

2) Die Revision des Beklagten war unbegründet. Die Voraussetzungen des § 48 SGB X für eine Aufhebung 
der Bewilligung von KdU haben nicht vorgelegen. Entgegen der von dem Beklagten vertretenen Auffassung 
handelt es sich bei § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II nicht um eine Rechtsgrundlage für den Eingriff in die 
Bestandskraft bindender Bewilligungsbescheide. Vielmehr ist der Vorschrift lediglich eine Regelung zu 
entnehmen, die die Berücksichtigung bestimmter Einnahmen modifiziert.  
 
Selbst wenn den angefochtenen Bescheiden im Wege der Auslegung eine Teilaufhebung der Bewilligungs-
bescheide zu entnehmen wäre, erwiesen sich diese als rechtswidrig. Die in § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II 
genannten Gutschriften oder Rückzahlungen müssen als Einkommen zu qualifizieren sein. Hingegen 
resultiert das von dem Beklagten errechnet fiktive Guthaben aus einer bestimmungswidrigen Verwendung 
der gewährten Leistungen durch die Klägerin. Für die "Verrechnung" derartiger Beträge bietet § 22 Abs 1 
Satz 4 SGB II - wie Wortlaut und Entstehungsgeschichte belegen - keine Handhabe. 
 
SG Düsseldorf - S 35 AS 130/08  //  LSG NRW - L 12 AS 234/10  /  BSG - B 4 AS 159/11 

Volltext des BSG Urteil des 4. Senats vom 16.5.2012 - B 4 AS 159/11 R - 

 

Bundessozialgericht - B 4 AS 132/11 R - 

3) Die Revision des Beklagten war im Sinne der Aufhebung des Urteils des SG und der Zurückverweisung 
der Sache an dieses Gericht begründet. Die materielle Rechtmäßigkeit der angefochtenen Bescheide 
beurteilt sich nach § 40 SGB II iVm § 48 Abs 1 SGB X. Bei der Beurteilung der Wesentlichkeit der Änderung 
sind grundsätzlich neben der hier streitigen Berücksichtigung des Betriebskostenguthabens als 
Einkommen auch die weiteren, den Grund und die Höhe beeinflussenden Berechnungsfaktoren 
einzubeziehen. Soweit Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit dargetan oder ersichtlich sind, hat eine 
Korrektur unter Berücksichtigung des § 44 SGB X zu erfolgen. Insofern ist zu beachten, dass der 
Grundsicherungsträger nach den Feststellungen des SG im Aufhebungsmonat Dezember 2009 nicht die 
tatsächlichen, sondern nur die von ihm als angemessen angesehenen Kosten der Unterkunft übernommen 
und seine Praxis nach eigenen Angaben geändert hat.  
 
Das in der Betriebskostenabrechnung ausgewiesene Guthaben ist hier grundsätzlich als Einkommen iS der 
Sonderregelung des § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II zu berücksichtigen. Die Vorschrift ist auch nicht 
einschränkend dahin auszulegen, dass ein Guthaben nur dann (im Folgemonat) anzurechnen ist, wenn es 
im Monat der Gutschrift oder im Folgemonat nach tatsächlichem Handeln der Mietparteien die 
Unterkunftskosten verringert hat. Auch wenn das Betriebskostenguthaben nach den Feststellungen des von 
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dem Vermieter "wegen aufgelaufener, noch ausstehender Mietrückstände verrechnet" worden ist, handelt es 
sich um zugeflossenes Einkommen, weil hiermit eine Schuldbefreiung oder Verringerung anderweitiger 
Verbindlichkeiten, dh ein wertmäßiger Zuwachs des Vermögensstandes, verbunden ist.  
 
Entgegen der Ansicht des SG kann dieses Einkommen auch nicht allein deshalb außer Betracht bleiben, 
weil das Guthaben nach dessen Feststellungen zu keinem Zeitpunkt in der "tatsächlichen Verfügungsgewalt" 
der Kläger gestanden hat. Zu prüfen ist vielmehr, ob der Leistungsberechtigte dieses Einkommen auch aus 
Rechtsgründen überhaupt nicht oder nicht ohne Weiteres hätte realisieren können (vgl auch Urteil des 
Senats vom 10.5.2011 - B 4 KG 1/10 R). Nur dann stehen bereite Mittel nicht zur Verfügung und rechtfertigt - 
trotz denkbarer Mietschuldentilgung - der Bedarfsdeckungsgrundsatz die Nichtberücksichtigung des 
Guthabens bei dem Leistungsanspruch. Ob die Aufrechnungserklärung des Vermieters hier dazu geführt 
hat, dass die Forderung der Kläger aus dem Betriebskostenguthaben erloschen ist (§ 389 BGB), kann der 
Senat aufgrund der bisherigen Feststellungen des SG nicht beurteilen. Besteht kein zivilrechtlicher 
Anspruch der Kläger gegen den früheren Vermieter auf Auszahlung des Guthabens oder ist dieser 
nicht ohne Weiteres zu realisieren, kann der Bewilligungsbescheid nicht aus diesem Grund 
aufgehoben werden.  
 
SG Altenburg - S 27 AS 838/10 - Bundessozialgericht - B 4 AS 132/11 R - 

Volltext des BSG : Urteil des 4. Senats vom 16.5.2012 - B 4 AS 132/11 R -, 

 
 

___________________________________________________ 
 

Hintergrund aus Terminvorschau 28/11 
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2012&nr=12470 

 
Anrechnung von Heizungs- und Betriebskostenguthaben bei Bezug von Arbeitslosengeld II 
 
2) B 4 AS 159/11 R   ./. Jobcenter Mönchengladbach 
 
Der Beklagte berücksichtigte bei der Berechnung der KdU im Jahr 2007 einen Gesamtbetrag von 2.003,16 
Euro für Heizung und laufende Betriebskosten. Tatsächlich zahlte die Klägerin lediglich einen Betrag iHv 
1.777,08 Euro an den Vermieter. Der Klägerin wurden mit dem Bewilligungsbescheid vom 11.12.2007 KdU 
für den Zeitraum vom 1.1.2008 bis 30.6.2008 bewilligt. Bei der Abrechnung für das Jahr 2007 machte der 
Vermieter im April 2008 eine Nachzahlung iHv 43,92 Euro geltend. Der Beklagte errechnete hingegen eine 
Überzahlung von Leistungen iHv 287,65 Euro und "bewilligte" mit dem Bescheid vom 21.5.2008 Leistungen 
für den Monat Juni 2008 in Höhe von 0,04 Euro und für Juli 2008 in Höhe von 285,69 Euro. Auf Vorsprache 
der Klägerin wurde die Überzahlung in monatlichen Teilbeträgen von jeweils monatlich 30,00 Euro von den 
ab Juni bereits bewilligten Leistungsbeträgen in Abzug gebracht. Hierbei stützte sich der Beklagte jeweils auf 
§ 22 Abs 1 Satz 4 SGB II. Widerspruch und Klage blieben erfolglos. 
 
Das LSG hat auf die Berufung der Klägerin den Beklagten unter Aufhebung der angefochten Bescheide zur 
"Erstattung der einbehaltenen Überzahlungen" verurteilt. § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II könne von seinem 
Wortlaut nur so verstanden werden, dass es sich um Rückzahlungen oder Guthaben handeln müsse, die im 
Verhältnis von Leistungsempfänger und Vermieter bestünden. Überzahlte Leistungen könnten im Verhältnis 
von Leistungsträger und Leistungsempfänger nicht als Einkommen angesehen werden. 
 
Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Beklagte eine Verletzung des § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II 
und macht geltend, die Auffassung des LSG könne dazu führen, dass in Einzelfällen mehr KdU gezahlt 
würden, als tatsächlich anfielen und dem Leistungsberechtigten zustünden. 
 
3)  B 4 AS 132/11 R   ./. Jobcenter Saale-Holzland-Kreis 
 
Der Beklagte bewilligte den laufend Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II 
beziehenden Klägern für den Zeitraum vom 1.07.2009 bis 31.12.2009 SGB II-Leistungen in Höhe von 1.212 
Euro monatlich einschließlich 485 Euro (je Kläger 161,66 Euro) für die von dem Beklagten als angemessen 
erachteten KdU bei tatsächlichen Kosten von 600 Euro.  
 
Aus einer für das Jahr 2008 erstellten Betriebskostenabrechnung vom 2.10.2009 ergab sich ein Guthaben 
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iHv 1.006,78 Euro, das der Vermieter wegen "aufgelaufener, noch ausstehender Mietrückstände" in voller 
Höhe "verrechnete". Der Beklagte berücksichtige hiervon - für den Zeitraum vom 1.1.2008 bis 31.10.2008 - 
einen Betrag iHv 785,40 Euro und hob die Leistungsbewilligungen für Dezember 2009 teilweise auf. Das 
Guthaben sei im Dezember 2009 in Höhe eines Teilbetrages von 485 Euro und im Januar 2010 in Höhe von 
300,40 Euro bedarfsmindernd auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung anzurechnen. Das SG hat die 
angefochtenen Bescheide aufgehoben. Den Klägern stünden auch im Dezember 2009 die Leistungen für 
Unterkunft und Heizung in der festgesetzten Höhe zu, weil keine wesentliche Änderung in den rechtlichen 
und tatsächlichen Verhältnissen eingetreten sei. § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II könne nur angewandt werden, 
wenn dem Hilfebedürftigen eine Rückzahlung oder ein Guthaben zufließe, über das er tatsächlich verfügen 
könne.  
 
Mit seiner Sprungrevision trägt der Beklagte vor, § 22 Abs 1 Satz 4 SGB II finde auch Anwendung, wenn die 
Gutschrift aus einem Betriebskostenguthaben dem Leistungsempfänger tatsächlich nicht zur Verfügung 
stehe. Dies ergebe sich bereits aus dem Wortlaut der Vorschrift, weil das Wort "Gutschrift" keine Zahlung 
beinhalte, sondern allein die schriftliche Fixierung bzw Eintragung eines Guthabens als bestehenden 
Anspruch eines Anderen erfasse. Der Sicherungsauftrag des SGB II bedeute nicht, dass der 
Leistungsberechtigte in jedem Leistungsmonat auch den vollen Leistungsbetrag zu erhalten habe; vielmehr 
müssten Leistungsempfänger private Schulden aus der Regelleistung finanzieren.  
  

 
 
 

Hinweise zur Rechtslage 
 
§ 22 SGB II - alte Fassung: 
 (1) 1Leistungen für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese 
angemessen sind.  
2Erhöhen sich nach einem nicht erforderlichen Umzug die angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung, 
werden die Leistungen weiterhin nur in Höhe der bis dahin zu tragenden angemessenen Aufwendungen erbracht.  
3Soweit die Aufwendungen für die Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang 
übersteigen, sind sie als Bedarf des allein stehenden Hilfebedürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange zu 
berücksichtigen, wie es dem allein stehenden Hilfebedürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder nicht 
zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, 
in der Regel jedoch längstens für sechs Monate.  
4Rückzahlungen und Guthaben, die den Kosten für Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind, mindern die nach dem 
Monat der Rückzahlung oder der Gutschrift entstehenden Aufwendungen; Rückzahlungen, die sich auf die Kosten für 
Haushaltsenergie beziehen, bleiben insoweit außer Betracht. 
 
§ 22 SGB II - neue Fassung ab 1.4.2011: 
(1) ... 
(3) Rückzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung zuzuordnen sind, mindern die 
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach dem Monat der Rückzahlung oder der Gutschrift; Rückzahlungen, die 
sich auf die Kosten für Haushaltsenergie beziehen, bleiben außer Betracht. 
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